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Drudisadie VI/ 364 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 31/69 - des 
Willy Klinger, Ober-Bessingen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 27. Oktober 1969, gerichtet an 
die Volksvertretung des Deutschen Volkes in 
Bonn, hat der Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Dieses Schreiben wurde von der Bundespost dem 
Bundeskanzleramt zugeleitet. Wann es dort ein- 
gegangen ist, ist nicht festzustellen, da ein Ein- 
gangsstempel fehlt. Einen Tag nach Ablauf der 
Einspruchsfrist, dem 16. November 1969, 24.00 
Uhr, wurde der Einspruch dem Bundesminister 
des Innern mit der Bitte um Übernahme der Ein- 
gabe übersandt. Abgabenachricht wurde nicht 
erteilt. 

Mit Schreiben vom 24. November 1969 über- 
sandte der Bundesminister des Innern die Ein- 
gabe zuständigkeitshalber dem Wahlprüfungs- 
ausschuß und erteilte dem Einspruchsführer eine 
entsprechende Abgabenachricht. 

Der Einspruchsführer trägt zur Begründung vor: 

Bei der Durchführung der Bundestagswahl seien 
Mittel angewandt worden, die dem wahren 
demokratischen Willen des gesamten deutschen 
Volkes zuwiderliefen. Das Grundgesetz sei durch 
die Methode der Wahldurchführung verletzt 
worden. 

Insbesondere rügt er, daß Steuermittel verwandt 
worden seien, um bestimmte Großparteien zu 
finanzieren, bestimmte Parteien in ihrer Wahl- 
propaganda gehemmt und die Chancengleichheit 
verletzt worden seien. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingegan- 
gen. Er ist auch zulässig, jedoch aus den nachfolgen- 
den Gründen offensichtlich unbegründet. 


Gemäß § 2 Abs. 4 WPG muß der Einspruch binnen 
eines Monats nach Bekanntmachung des Wahl- 
ergebnisses beim Bundestag eingehen. Da das Wahl- 
ergebnis am 16. Oktober 1969 im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht wurde, lief die Einspruchsfrist am 
16. November 1969, 24.00 Uhr, ab. Die Monatsfrist 
muß als Ausschlußfrist gewertet werden, da ein 
öffentliches Interesse an einer alsbaldigen Klarheit 
über die Gültigkeit der Wahl besteht. 

§ 2 Abs. 4 WPG verlangt auch, daß der Einspruch 
beim Deutschen Bundestag eingegangen sein muß. 
Trotz dieser klaren gesetzlichen Bestimmung 
glaubte der Ausschuß, diesen Einspruch als frist- 
gerecht eingegangen behandeln zu müssen, da der 
Einspruchsführer die durch die postalische Zustel- 
lung und die durch die nachfolgende behördliche 
Behandlung entstandene Verzögerung der Zuleitung 
an die zuständige Stelle nicht zu vertreten habe, 
er konnte vielmehr trotz der ungenauen Adressie- 
rung - an die Volksvertretung des Deutschen Vol- 
kes in Bonn - davon ausgehen, daß sein Einspruch 
rechtzeitig dem Deutschen Bundestag zugeleitet 
werden würde. Dies muß auch gelten, obwohl der 
Einspruchsführer sich auf das Petitionsrecht nach 
Artikel 17 GG bezog. Nach ständiger Rechtspre- 
chung ist es nicht erforderlich, daß der Einspruch als 
solcher bezeichnet wird. Es genügt vielmehr, wenn 
aus dem Inhalt der Eingabe die Absicht der Wahl- 
anfechtung erkennbar ist. Dies war im vorliegenden 
Fall eindeutig zu erkennen. 

Der Ausschuß kam dennoch nach Prüfung der Sach- 
und Rechtslage zu dem Ergebnis, daß der Einspruch 
offensichtlich unbegründet ist. 

Soweit der Einspruchsführer die Finanzierung der 
Parteien mit Steuermitteln rügt, ist dies als Erstat- 
tung von Wahlkampfkosten im Parteiengesetz - § 18 
- verankert und entspricht der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts. Aus den Urteilen des 
Bundesverfassungsgerichts ergibt sich, daß die im 
Parteiengesetz verankerte Erstattung von Wahl- 
kampfkosten nicht dem Grundsatz der Chancen- 
gleichheit widerspricht. 

Da sich die Rügen des Einspruchsführers im wesent- 
lichen auf diese Frage stützen, muß sein Einspruch 
als offensichtlich unbegründet zurückgewiesen wer- 
den, da es nicht Aufgabe der Wahlprüfung ist, Ge- 
setze auf ihre Verfassungsmäßigkeit zu überprüfen; 
dies ist ausschließlich Aufgabe des Bundesverfas- 
sungsgerichts. 

Seine weiteren Ausführungen können nicht als nach- 
prüfbare Wahlmängel gewertet werden. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
i zuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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